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Money 
Studentischen Mieter*innen von 
Wohnheimen drohen Mieterhö‐
hungen aufgrund des im Gebäu‐
de-Energie-Gesetz (GEG) vorge ‐
sehenen Umbaus von Gashei zun ‐
gen. Von 195.000 Wohnh eim ‐
plätzen müssten laut dem Deut ‐
schen Studierendenwerk (DSW) 
40 Prozent von Erdgas auf klima‐
schonendere Energieträger um‐
gerüstet werden. Das DSW  fordert 
eine intensivere staatliche Förde‐
rung, um Mieterhöhungen für 
Studierende zu verhindern. Laut 
dem DSW-Vorstands vorsitzen‐
Mat  thias Anbuhl wolle man die 
Wär mewende unterstützen, je‐
doch sei die vorgesehene Grund ‐
förderung nicht aus reichend für 
die Umstellung auf erneuerbare 
Ener gieträger. Die Wohnheime in 
Leipzig beziehen jedoch Fernwär‐
me und seien somit nicht von ei‐
ner Umrüstung betroffen, gibt die 
Abteilung für Studentisches Woh‐
nen des Studentenwerks Leipzig 
bekannt.

Money
Vier von zehn dual Studierenden 
bekommen keine Übernahme‐
vereinbarung. Qualitätsverspre‐
chen dualer Studiengänge, wie 
Praxiserfahrung, gute Bezahlung 
und Arbeitsplatzsicherung seien 
nicht die Regel, wie der Dachver‐
band DGB-Jugend in seinem 
Qualitätsreport duales Studium 
im August 2023 feststellte. Neben 
schlechten Übernahmechancen 
leiden die Studierenden vor allem 
unter Mehrkosten durch Pen‐
deln, doppelte Haushaltsführung 
und Studiengebühren. In über 40 
Prozent der Fälle könnten die be‐
trieblichen Praxiszeiten außer‐
dem nicht als Leistungspunkte 
angerechnet wer den. „Man ver‐
spricht den Studierenden Sicher‐
heit und Praxisbezug und lässt 
Ihnen schlechte Arbeitsbedin‐
gungen und Mehraufwand in der 
Theorie übrig”, kritisiert Niklas 
Röpke, Vorstand des Freien Zu‐
sammenschlusses von Stu‐
dent*innenschaften.

Money
Bezahlbare Wohnplätze in Stu‐
dierendenwohnheimen gehen 
aus. In elf deutschen Städten ste‐
hen insgesamt 32.000 Studieren‐
de auf Wartelisten, wie das 
Deutsche Studierendenwerk 
(DSW) am 16. Oktober bekannt 
gab.  Die Wahl des Wohnorts sei 
mittlerweile Finanzierungssache, 
dabei bestehe die Gefahr einer 
Zwei-Klassen-Gesellschaft, kom‐
mentiert DSW-Vorstandsvorsit‐
zender Matthias Anbuhl. Das 
Bund-Länder-Programm „Junges 
Wohnen" sei jedoch ein erster 
Lichtblick, dank dem Bau- und 
Modernisierungsvorhaben zu‐
künftig angegangen werden 
könnten.

Henriette Pals

MELDUNGEN „Das ist Leipzig“
Studierende protestieren gegen AfD-Abgeordnete

Einmal die Fahrkarten, bitte!
Neuverhandlung des Semestertickets birgt Alternativen

N och ein knappes Jahr gilt 
das 2019  ausgehandelte 
Semesterticket zwischen 

Studentenwerk und den Leipzi‐
ger Verkehrsbetrieben (LVB). Stu‐
dierende der Leipziger Hoch ‐
schulen zahlen in diesem und im 
kommenden Semester 175 Euro 
und damit 29,17 Euro monatlich, 
um den Nahverkehr im Gebiet 
des  Mit tel deu tschen Verkehrsver‐
bunds (MDV) nutzen zu können. 
Doch wie es nach dem Sommer‐
semester 2024 weitergeht, ist der‐
zeit unklarer denn je. Denn 
während Studierendenvertretung 
und LVB längst wieder am Ver‐
handlungstisch sitzen, über‐
schattet die Gespräche die nach 
wie vor offene Zukunft des 
Deutschlandtickets. 

Seit seiner Einführung wird 
über eine einheitliche Regelung 
für Studierende diskutiert. Ein 
bundesweites Semesterticket im 
Solidarprinzip, bei dem alle zahlen 
müssen, dafür aber deutlich 
günstigere Konditionen bekom‐
men, konnte bisher nicht erreicht 
werden. StuRa-Referentin für 
nachhaltige Mobilität, Adina Var‐
ga, bezeichnet die Idee als „attrak‐
tive Option“. Dass es dieses Ticket 
noch nicht gibt, liege an der Bun‐

desregierung, kritisiert Varga: „Der 
Bund blockiert weiterhin günstige 
Mobilität für Studis, während be‐
reitwillig Milliarden in den Auto‐
bahnausbau gepumpt werden.“ 
Varga hofft dabei auf die nächste 
Verkehrsminister*innenkonferenz 
der Bundesländer Mitte Dezem‐

ber, in der es zu einer Einigung 
kommen könnte. Denn im Ge‐
gensatz zur Ampelregierung drän‐
gen die Länder bereits auf ein 
bundesweites Semesterticket für 
dann 29,40 Euro im Monat.

Für Leipziger*innen mit gerin‐
gem Einkommen hat der Stadtrat 
so ein vergünstigtes Deutsch‐

landticket für 29 Euro bereits für 
nächstes Jahr beschlossen. Die 
meisten Studierenden würden 
dabei wohl von der Förderung 
der Stadt profitieren, da sie unter 
der Einkommensgrenze liegen.

LVB und MDV zumindest zei‐
gen sich offen. „Sobald sich neue 

Erkenntnisse abzeichnen, werden 
mit dem Studentenwerk die pas‐
senden Mobilitätsoptionen für 
Studierende in Leipzig bespro‐
chen“, erklärt MDV-Sprecherin 
Juliane Vettermann. Marc Back‐
haus, Pressesprecher der LVB, 
verweist auf die „recht volatile 
Entwicklung“ rund um das 

Deutschlandticket für Studieren‐
de.

Sollte es am Ende doch wieder 
das klassische Semesterticket für 
den Großraum Leipzig werden, 
kann Varga zumindest bei der 
Preisgestaltung die Sorgen der 
Studierenden mildern:  „Meiner 
Ansicht nach befinden wir uns 
aktuell an der absoluten Ober‐
grenze dessen, was für Studieren‐
de zumutbar ist. Ich bin relativ 
zuversichtlich, dass wir es 
schaffen, den Preis nicht wesent‐
lich steigen zu lassen“, versichert 
die StuRa-Referentin. 

Als Teil des Semesterticketaus‐
schusses führt sie aktuell die Ver‐
handlungen mit der LVB über 
eine Fortsetzung des Semester‐
tickets. Dieses sieht sie momen‐
tan aber eher als „Backup“, falls 
sich keine zufriedenstellende Lö‐
sung mit einem vergünstigten 
Deutschlandticket finden lasse. 

Die Entscheidung darüber, mit 
welchem Ticket die Leipziger Stu‐
dierenden ab nächstem Herbst 
unterwegs sein werden, soll bis 
Ende März 2024 fallen. Dann 
muss die Höhe des Semesterbei‐
trags für das folgende Winterse‐
mester feststehen.

 Maximilian Bär

A m Mittwoch, dem 11. 
Oktober, versammelten 
sich nach Angaben der 

Veranstalter*innen mehr als 700 
Personen am Mendebrunnen vor 
dem Gewandhaus. Anlass war die 
Immatrikulationsfeier der Univer‐
sität Leipzig, zu der sechs Abge‐
ordnete der Partei Alternative für 
Deutschland (AfD) eingeladen 
waren. Zusammen mit anderen 
Gruppen hat der Sozialistisch- 
Demokratische Studierendenver‐
band (SDS) zu einem Gegen pro‐
test aufgerufen. Dieser kritisierte, 
dass die Universitätsleitung den 
Abgeordneten der AfD mit der 
Einladung eine Bühne bieten und 
damit zur Normalisierung einer 
„in Teilen rechtsextremen Partei“ 
beitragen würde. Mit den Werten 
der Universität als eine weltoffene 
Hochschule der Toleranz, Vielfalt 
und Demokratie sei die AfD nicht 
vereinbar. Bundestagsabgeordne‐
ter Sören Pellmann (Die Linke) 
verzichtete, genauso wie ein Teil 
des Universitätschores, auf seine 
Teilnahme an den Feierlichkeiten 
und solidarisierte sich mit dem 
Protest.

Auch innerhalb des Gebäudes 
fanden verschiedene Protestaktio‐
nen statt. Protestierende unter ‐
brachen eine Rede der Univer ‐
sitätsrektorin Eva Obergfell mit 
Sprechchören und hissten ein 
Transparent mit dem Schriftzug 

„AfD raus aus der Uni“, was die 
Rektorin mit „Das ist Leipzig“ 
kommentierte. Begleitet wurde 
dies von großem Applaus der An‐
wesenden. Obergfell bat die Pro‐
testierenden, ihren Protest aus 

Respekt vor den neuen Studieren‐
den „an anderer Stelle“ fortzuset‐
zen. Nach weiteren Zwischenrufen 
bot sie den Protestierenden die 
Bühne an, was eine kleine Gruppe 
annahm. Diese betonte, dass ihr 
Protest nötig sei, da die AfD das 
gesellschaftliche Klima und die 
Universität für von Diskriminie‐
rung und Marginalisierung be‐
troffene Personen unsicherer 
mache. Im Anschluss distanzierte 
sich Obergfell im Namen der Uni‐
versität Leipzig von jeglicher Form 

der Diskriminierung und lud die 
Studierenden zu einem Gespräch 
außerhalb der Feierlichkeiten ein. 

Auch Oberbürgermeister Burk‐
hard Jung (SPD) äußerte sich in 
seiner Rede zur Thematik. Für ihn 

stehe fest, der politische Gegner 
und die größte Gefahr für die De‐
mokratie sei die AfD. Er lobte den 
Protest der Studierenden und 
forderte die Bevölkerung zu mehr 
En gagement gegen rechts auf, gab 
jedoch auch zu bedenken, dass 
dafür die Regeln einer Demokratie 
nicht ausgehöhlt werden dürften, 
nur um dem politischen Feind zu 
schaden. So müsse man die Einla‐
dung der Abgeordneten der AfD 
tolerieren, auch wenn es unange‐
nehm sei.

Ein paar Tage vor dem Protest 
wies der SDS auf Instagram darauf 
hin, dass einige der eingeladenen 
Abgeordneten keine Unbekann‐
ten seien. Sie werden dem offiziell 
aufgelösten, rechtsextremen Flü‐
gel um Björn Höcke zugeordnet 
und fielen schon im Vorfeld durch 
antisemitische und rassistische 
Aussagen auf. So zum Beispiel Ro‐
land Ulbrich, der anlässlich des 
Anschlags auf eine Synagoge in 
Halle (Saale) im Jahre 2019 die 
Frage in den Raum stellte, was 
schlimmer sei: „eine beschädigte 
Synagogentür oder zwei getötete 
Deutsche?“ Den Anschlag an sich 
betitelte Ulbrich als „Sachbeschä‐
digung“. 

In einer Pressemitteilung führt 
die Medienredaktion der Uni 
Leipzig an, dass die Universität ein 
Ort sei, an dem friedlicher Protest 
in einem demokratischen Mei‐
nungskampf geäußert werden 
könne. Obergfell begrüße die Arti‐
kulation der Studierenden in 
diesem Kontext. Auf Instagram er‐
klärt die Universität die Einladung 
damit, dass unter anderem in 
Leipzig ansässige Politiker*innen 
aus Land-, Bundestag und Stadtrat 
eingeladen seien und die Partei‐
zugehörigkeit dabei keine Rolle 
spiele. Zudem sei die Universität 
zu parteipolitischer Neutralität 
verpflichtet. 

Jo Fedelinski

Inner- und außerhalb des Gewandhauses kam es zu Protest.

Der Verhandlungsausgang ist unklar.                Foto: Maximilian Bär
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MELDUNGEN Heiße Debatte 
Stadt Leipzig präsentiert Hitzeaktionsplan

D a lange Hitzeperioden 
in Leipzig immer 
häufiger zu verzeich‐

nen sind, fand am 16. Okto‐
ber im Umweltinformations- 
zentrum der Stadt eine Bür‐
ger*innensprechstunde statt, 
in der die erste Version eines 
Hitzeaktionsplans diskutiert 
wurde. Diese wurde maßgeb‐
lich durch das Amt für Um‐
weltschutz ausgearbeitet und 
von dessen Vertreter*innen, 
Anett Richter und Johannes 
Dome, sowie Umweltbürger‐
meister Heiko Rosenthal den 
Teilnehmenden vorgestellt. 
Hitzeschutzmaßnahmen sei‐
en dringend nötig, wie Rich‐
ter meint. 

Man müsse sich infolge des 
steigenden Jahresdurch‐
schnitts an Hitzetagen auf 
Gesundheitsstörungen, ge‐
ringere Leistungsfähigkeit 
und Überlastung des Gesund-
heitswesens gefasst machen. 
Sie erklärt zudem, dass schon 
bei der Erarbeitung des Plans 
auf Zusammenarbeit mit Bür‐
ger*innen gesetzt wurden sei. 
In öffentlichen Umfragen ha‐
be sich gezeigt, dass beson‐
ders junge Menschen im 
Schul- und Arbeitsalltag oft 
keine Möglichkeiten hätten, 
der Hitze zu entkommen. Äl‐
tere Menschen dagegen wür‐
den vereinsamen, weil sie 
ihre Wohnungen nicht mehr 
verlassen könnten. Die Stadt‐

klimaanlyse erfasse  regelmä‐
ßig die Hitzeverteilung. 

Der Hitzeplan stützt sich 
auf drei Schwerpunkte: Akut‐
maßnahmen, Informations‐
arbeit und den Schutz 
besonders vulnerabler Bür‐
ger*innen. Unter Akutmaß‐
nahmen fallen Ansätze wie 
der Ausbau von Beschattung, 
Dachbegrünung, öffentlichen 
Trinkwasserzugängen und 
Hitzezufluchtsorten, Flächen‐
sicherung und Regenwasser‐
speicherung. Flyer und 
Vorträge sollen während Hit‐
zeperioden über Verhaltens‐
regeln informieren. Als 
Risikogruppe werden im Hit‐
zeaktionsplan ältere Men‐
schen, Vorerkrankte und 
Kinder definiert, weshalb in 
Kitas, Schulen und Kranken‐
häusern Sonnensegel bereit‐
gestellt werden sollen.  

Schwierigkeiten sehe man 
in der Relevanz von Freiflä‐
chen für Wohnraum und so‐
ziale Einrichtungen, im 
gesetzlichen Baurecht und 
dem Prinzip „Innen- vor Au‐
ßenentwicklung“ aufgrund 
des Umlandschutzes, erklärt 
Richter.   In der anschließen‐
den Diskussionsrunde wur‐
den von den  Bürger*innen 
Ideen wie Fassadenbegrü‐
nung, Dämmung und Nut‐
zung von Kopfsteinpflaster 
eingeworfen. Das Thema Flä‐
chennutzung regte zudem 

viele zu starker Kritik und 
Grundsatzfragen über Leip‐
zigs Siedlungsstrukturen an. 
Zu oft seien Flächen zuge‐
baut, die man auch für 
Wohnraum nutzen könne. 
Stattdessen werde dann 
durch Rodung von Parkanla‐
gen, die für das Stadtklima 
aber eine entscheidende Rol‐
le spielen, Wohnraum ge‐
schaffen. Man müsse sich 
also klar werden, wo die Prio‐
ritäten liegen: Braucht es 
wirklich so viele Gewerbe- 
und Denkmalsflächen oder 
sollte der wertvolle Platz 
nicht in erster Linie für 
Wohnraum und Grünflächen 
genutzt werden?  

Zudem sprachen Bür‐
ger*innen den Bebauungs‐
plan des Wilhelm-Leusch- 
ner-Platzes an, wofür einige 
der ältesten Bäume des 

Stadtzentrums gerodet wer‐
den sollen. Das sei sehr wi‐
dersprüchlich: Warum be- 
mühe man sich, die Stadt mit 
Gründächern zu kühlen, 
wenn man gleichzeitig zulas‐
se, dass die bereits vorhande‐
nen Bäume, die für viel mehr 
klimatischen Ausgleich sor‐
gen, gerodet werden?  Rosen‐
thal erklärte dies damit, dass 
im Moment kein juristisches 
Mittel gegen das private Bau‐
recht vorliege. Doch aufgrund 
der vielseitigen Empörung 
stellte er eine weitere Diskus‐
sionsrunde zu diesem Thema 
in Aussicht. Einig waren sich 
Bürger*innen und Bürger‐
meister darin, dass jeder 
Cent, den man jetzt in Klima‐
schutz steckt, sich in naher 
Zukunft tausendfach bezahlt 
machen wird. 

Elisa Pechmann 

Grüne Stadt
Das neue Lenkungsnetz‐

werk „Wassersensible Stadt‐
entwicklung“ wurde 
gegründet. Die fünf verbindli‐
chen Schwerpunkte seien laut 
Umweltbürgermeister Heiko Ro‐
senthal: Klimaresilienz, Gewässer 
und Grundwasser, nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung, blau-grüne 
Infrastruktur und eine geringe Ver‐
siegelung. Für das wachsende 
Leipzig sei vor allem Letzteres 
von Bedeutung, denn durch 
die Flächenversiegelung im 
Zuge von Bauprojekten ginge 
Bodenwasser verloren. Ge‐
mäß dem Konzept der 
„Schwammstadt“ soll sich das 
jetzt ändern und Nieder‐
schlagswasser systematisch 
in der Stadt gehalten werden.

Grünes Stadion
Das Umfeld der Red Bull Arena 
im Nordwesten Leipzigs soll 
nachhaltig umgestaltet wer‐
den. Die Stadt veröffentlichte 
den offiziellen Entwurf des 
Rahmenplans für die Ent‐
wicklung des Gebiets. Das 
Gelände solle künftig, unab‐
hängig von Sportveranstaltun‐
gen, als attraktiver Stadt- und 
Lebensraum gelten. Grünanla‐
gen, Haltestellen und soge‐
nannte Aktivflächen würden 
ausgebaut und aufgewertet. 
Oberbürgermeister Burkhard 
Jung betont: „Unser Ziel ist es, 
den Stadionvorplatz in den 
nächsten zehn Jahren bürger‐
nah umzugestalten.“ Leipzi‐
ger*innen konnten dafür noch 
bis zum 31. Oktober Anmer‐
kungen per Mail an die Stadt 
schicken. Über den Entwurf 
stimme die Ratsversammlung 
im Frühjahr 2024 ab.

Grünes Gras
Es werde geprüft, ob Leipzig 
sich zukünftig als Modellkom‐
mune für die kontrollierte 
Cannabis-Abgabe bewerben 
könnte. Das beschloss der 
Leipziger Stadtrat am 18. Okto‐
ber nach einem Antrag der 
Freibeuter Fraktion. Phase zwei 
der vom Bund geplanten schritt‐
weisen Legalisierung sehe eine 
wissenschaftlich begleitete Abga‐
be in lizensierten Fachgeschäften 
in Modellregionen vor. Dabei er‐
hobene Daten dienen der späte‐
ren Evaluierung Weiterent-, 
wicklung oder Einstellung des 
Konzeptes. Eine Mehrheit der 
Stadträt*innen sprach sich für 
eine Prüfung aus. Linken-
Stadträtin Juliane Nagel ver‐
weist jedoch darauf, dass 
noch keine konkrete Rechts‐
grundlage für die Bewerbung 
als Modellstadt bestehe.

Maurice Mühlberg

L eipzig, 1968: An dem 
Platz, wo vor kurzem 
noch die Paulinerkirche 

stand, liegen jetzt nur noch 
Überreste, Schutt und Geröll. 
Doch warum wurde das 
historische Bauwerk gesprengt? 
Zunächst erstmal zurück zum 
Anfang. Nach der Ansiedlung 
eines Dominikanerkonvents in‐
nerhalb der Stadtmauern Leip‐
zigs, regional auch “Pauliner” 
genannt, begannen 1231 die 
Bauarbeiten am Platz neben 
dem Grimmaischen Tor als 
Konventskirche. Nach neun 
Jahren konnte die Kirche 
schließlich im Jahr 1240 geweiht 
werden. Schon seit der Grün‐
dung der Universität 1409 war 
die Universität eng mit der Kir‐
che verbunden, sodass die Klos‐
terkirche auch ein besonders 
beliebter Begräbnisort für Uni‐
versitätsangehörige war. Nach‐
dem der Klosterkonvent der 
Dominikaner 1539 im Zuge der 
Reformation aufgelöst worden 
war, wurde das Kloster samt 
Kirche säkularisiert und im Jah‐

re 1543 der Universität übereig‐
net. Die Universität nahm 
Umgestaltungen wie die Entfer‐
nung von Altären und einigen 
Kapellen vor. 1545 wurde die 
Kirche von Martin Luther als 
evangelische Kirche geweiht. 
Von nun an fungierte sie sowohl 
als Gottesdienstraum als auch 
als Aula für akademische Veran‐
staltungen und Festakte. Wäh‐
rend der Völkerschlacht 1813 
diente die Kirche als Gefange‐
nenlager und Lazarett. Später 
wurden die restlichen Kloster‐
gebäude, die bis dahin nahezu 
ohne Umbau von der Universi‐
tät genutzt wurden, entfernt. 
Das Augusteum wurde circa 
1836 an ihrer Stelle erbaut.

Ab 1946 beheimatete die Pau‐
linerkirche die katholische 
Propsteigemeinde. Der Augus‐
tusplatz vor der Kirche wurde 
unmittelbar nach Kriegsende in 
den “Karl-Marx-Platz” umbe‐
nannt, die Universität 1953 in 
“Karl-Marx-Universität”. Die 
neue Stadtverwaltung sah vor, 
Leipzig als politisch-kulturelles 

Zentrum umzugestalten; es 
sollte als exemplarisch Darstel‐
lung sozialistischer Städte die‐
nen. Mit Beginn der 60er Jahre 
wurden Pläne erstellt, den alten 
Universitätskomplex abzurei‐
ßen. Die Pläne zogen sich eini‐
ge Jahre hin, bis sich der Senat 
endgültig und beinahe ein‐
stimmig für den Abriss ent‐
schieden hatte. Widerstand 
regte sich seitens der theologi‐
schen Fakultät: Einige Studen‐
ten protestierten gegen den 
Abriss, wurden allerdings 
prompt zu Haftstrafen verur‐
teilt. Trotz allen, die sich ge‐
gen die Zerstörung der Kirche 
einsetzten, wurde sie schließ‐
lich am 30. Mai 1968 um 9:58 
Uhr gesprengt. Der bis 1974 
verwirklichte Neubau der 
Universität erhielt dort, wo 
sich der Kirchengiebel befand, 
ein Bronzerelief mit dem Titel 
“Auruch”, das unter ande‐
rem den Kopf von Karl Marx 
zeigte.

Zum Ende der 1990er Jahre 
kamen Diskussionen um eine 

Umgestaltung der Universität 
auf. Schließlich begann nach ei‐
nigen umstrittenen Planungen 
2007 der Neubau des Gebäudes. 
2017 wurde das neue Universi‐
tätsgebäude eingeweiht. Seit‐
dem stehen Paulinum und 
Augusteum so, wie man sie 
heute kennt, und prägen das 
Bild des Augustusplatzes. Den‐
noch bleibt die Sprengung aus 
kunsthistorischer Sicht eine 
Tragödie, da nur wenige Bau‐
werke dieser Periode heute 
noch unbeschadet erhalten 
sind.

Felix Schneider

Die Paulinerkirche

Die Universitätskirche am Au‐
gustusplatz  Foto: Unsplashed

Umweltbürgermeister Heiko Rosentahl stellt den 
Hitzeaktionsplan vor.  Foto: Harald Vauk
























